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Satzung

über die Zulassungsbeschränkungen in den Fächern Ernährungs- und

Haushaltswissenschaften, Medizin, Zahnmedizin und Pharmazie an der

Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn für das Studien-

jahr 1972/73

Aufgrund der §§ 1 Abs. 5, 15 Abs. 3, 4 fand 6, 32 Abs. 2 Nr. 3, 53
Abs. 1 und 56 HSchG in Verbindung mit § 64 der Universitätsverfas-
sung sowie aufgrund der gemäß § 56 Abs, 3 HSchG erlassenen Richtlinien
des.einisters für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-

Westfalen vom P. September 1970 - H II 1 6 44-01/1/7 Nr. 1120 -70-
hat die Universität durch den Senat am 14. März 1972 folgende
Satzung beschlossen:

I. Allgemeines

§ 1
Zulassungsbeschränkungen

Die Zulassung zum Studium in den Fächern Medizin, Zahnmedizin und

Pharmazie wird im Wintersemester 1972/73 und im Sommersemester 1973
nach Maßgabe dieser Satzung beschränkt. Im Fach Ernährungs- und Haus-

haltswissenschaften ist zum Sommersemester 1973 aufgrund des Studien-
jahres eine Zulassung nicht möglich. Im Wintersemester 1972/73
bestehen in diesem Fach keine Zulassungsbeschränkungen.
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Bereitstellung von Studienplätzen

(1) Für Studienanfänger werden in den einzelnen Fachrichtungen die

nachfolgend aufgeführten Studienplätze bereitgestellt:

1. Humanmedizin

insgesamt '270

davon für das WS 72/73 135
davon für das SS 1973 135



2. Pharmazie 

insgesamt

davon für das WS

davon für das Sr

3. Zahnmedizin 

insgesamt

davon rill' das US

davon für das SP

1P0

1972/73 90

1973 90

PO

1972/73 40

1973 40

(2) In der Fachrichtung Ernährungs- und Haushaltswissenschaften kann

das Ptudium nur im Wintersemester aufgenommen werden.

(3) Ptudienanfänger im Pinne dieser Satzung sind Bewerber, die flr die

Studienrichtung, in der sie die Zulassung beantragen, bisher noch

nicht an einer deutschen Hochschule immatrikuliert waren. Bewerber

gelten auch dann als Ptudienanfänger, wenn die von ihnen in anderen

Fachrichtungen absolvierten Ptudiensemester für das Studium der

Fachrichtung angerechnet werden können, für das die Zulassung bean-

tragt wird.

3
Verteilung der Studienplätze

(1) Die nach 2 bereitgestellten Studienplätze werden auf die Bewerber

folgender Auswahlgruppen verteilt:

a) ausländische Bewerber gemäß 9 (bis zu 10 %)

b) Bewerber, die nach dem besonderen Verfahren gem. 10

ausgewählt werden (bis zu 10 %)

c) Restplätze:

aa) Bewerber, die-nach qualitativen Gesichtsnunkten gem. 5 5

ausgewählt werden (60 %)

bb) Bewerber, die nach Jahrgängen -bezogen auf das Datum der

Reifeprüfung- gem. § 6 ausgewählt werden (40 %)
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(2) In den einzelnen Fachrichtungen werden die Studienplätze auf

die Auswahlgruppen wie folgt verteilt:

1. Humanmedizin 	wg 72/73 sr 1973
auf Bewerber nach a)

b)
c)aa)

bb)

2. Pharmazie 
auf Bewerber nach a)

b)
c)aa)

bb)

3. Zahnmedizin 

auf Bewerber nach a)
b) •
c)aa)

bb)

13
12
66
44

13
12
66
44

9 9
9 9

43 43
29 29

4 4
4 4

19 19
13 13

§ 4

Antrag

(1) Für die zulassungsbeschränkten Fächern muß der Antrag auf

Zulassung zum Studium bei der Zentralen Registrierstelle in 2 Farburp:-

Norderstedt 3, Postfach 450, innerhalb der besonders angegebenen
Fristen eingereicht werden.

(2) Für die Antragstellung gelten die im Informationsheft der

Zentralen Registrierstelle angegebenen besonderen Bewerbungsfristen.

(3) Nach Fristablauf eingegangene Anträge werden nicht berücksichtig.t.

Entscheidend ist das Datum des Poststempels.

II. Auswahlverfahren nach § 4 Abs. 1
§5

Auswahl nach Leistung

(1) Der Rang der Bewerber wird durch die aus Noten des Reifezeugnisses

ermittelte Durchschnittsnote bestimmt.

- 4 -
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2) Die Noten in den rMchern Religion, Kunsterziehung, Müsik und

,eibesübungen werden nicht gewertet.

3) Das Fach Gemeinschaftskunde wird nur mit einer Gesamtnote

Jerücksichtigt. Sie ist ggf. aus den Einzelnoten der Fächer, die

ur Gemeinschaftskunde geht5reb i zu ermitteln.

4)Aus den Noten der übrigen, einschließlich der am Ende der 11.

lasse abgeschlossenen Ftcher, wird eine Durchschnottsnote

ler Mittelwert wird bis auf zwei Stellen hinter dem Komma errechnet,

7obei die einzelnen Fächer der Noten gewichtet werden, und zwar:

In der Pharmazie werden die rächer Biologie, Chemie und die Note.:

der pharmazeutischen Vorprüfung jeweils dreifach gewichtet. Der

Bewerber ist nicht verpflichtet, die Note der pharmazeutischen

Vorprüfung anzugeben, wenn diese den Abiturnotendurchschnitt ver-

schlechtert. Bei Bewerbern ohne pharmazettische Vorprüfung ent-

fällt eine Gewichtung der Vorexamensnote ersatzlos.

5) Eine Note im Reifezeugnis wird nur dann mehrfach gewichtet, wenn

er Studienbewerber wenirstens drei Schuljahre lang in dem betreffenden

ach unterrichtet wurde. Noten in zusätzlichen Unterr±chtsveranstaltunger.

leiben außer Betracht.

6) Bei Ranrgleichheit entscheidet das Los.

7) Der Rang der Bewerber mit einem Reifezeugnis auf der Grundlage der

ereinharung über die gegenseitige Anerkennung von feugnissen der

:llgemeinen Hochschulreife, die an Gymnasien mit neu gestalteter Oberstu+

'e erworben wurden, richtet sich nach der im Reifezeugnis ausgewiese-

-„en Durchschnittsnote.

9) Bei anderen, die Hochschulreife vermittelnden Vorbildungsnachweisen

elten die Absätze 1 bis 6 -mit Ausnahme des vorletzten Sataes.des

`bsatzes 5- entsprechend, wenn das Ergebnis der jeweiligen Prüfung in

inzelnoten festgelegt ist. Soweit diese Vorbildungsnachweise rächer,

•ie nach Absatz 4 für eine Gewichtung in Betracht kommen, nicht enthalten

ntertleibt eine Gewichtung; bei Zeugnissen der rachhochschulen, Inge-

feurschulen und gleichwertigen Bildungseinrichtungen ist auf die in

iner Bescheinigung der Fachschule zum Ahschlußzeugnis ausgewiesene

. -mrchschnittsnote zurückzugreifen. Sie ergibt sich aus der Rückführung

er im Abschlußzeurnis abgerundeten Schlußnote auf die nach dem Prüfungs-

Berichtigung: 	§ 5 Abs, 8 drittletzte Zeile

- statt Fachchule rachhochschule
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ergebnis mit zwei Dezimalstellen hinter dem Komma erzielten Noter.

5 6

Auswahl nach dem Zeitpunkt des Erwerbs der

Hochschulreife

(1) Der Rang der Bewerber wird bestimmt durch das Jahr, in dem die

Hochschulreife erworben wurde, und zwar so, daR der Bewerber des

älteren Jahrgangs Vorrang hat. Reifezeugnisse, die in Berlin und

Hamburg zwischen dem 1. Januar und dem 31. März erworben wurden,

werden als Reifezeugnis des vorausgegangenen Jahres gerechnet.

(2) Unter den Bewerbern des gleichen Jahrgangs haben diejenigen

den Vorrang, die mindestens 1 Jahr eine Dienstpflicht nach Art. 12 a

Abs. 1 oder 2 des GG erfüllen, Entwicklungsdienst nach dem Entwick-

lungshelfergesetz vom 18.6.1969 (BGBl. I S. 549) geleistet haben

oder aufgrund des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen

Jahres vom 17.8.1964 (BGBl. I S. 640) tätig gewesen sind.

(3) Ist unter den Bewerbern des gleichen Jahrgangs zu wählen, so

wird der unter § 5 dargestellte Maßstab angewandt. Bei Ranggleichheit
e:.ntscheidet das Los.

(4) Zur Auswahl nach dem Zeitpunkt des Erwerbs der Pochschulreife

werden grundsätzlich nur Bewerber zugelassen, die das Reifezeugnis oder

den entsprechenden Bildungsnachweis vor weniger als 6 Jahren er-
worben haben. Die Frist wird gerechnet vom Beginn des Semesters,

zu dem die Zulassung begehrt wird. Ausnahmen sind auf besonderen

Antrag an den Rektor der Universität Bonn zulässig, wenn der Bewerber

die Universität Bonn mit 1. Hochschulpräferenz genannt hat.

(5) Nicht berücksichtigt werden Bewerber für das Ptudiur der Medizin

und Zahnmedizin, die eine Vorprüfung im Rahmen des ärztlichen und

zahnärztlichen Studiums endgültig nicht bestanden haben.
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(6) Ebenfalls nicht berücksichtigt werden Bewerber, die die staat-

liche oder akademische Abschlußprüfung eines anderen Studienganges

endgültig nicht bestanden haben. Ausnahmen sind zulässig.

§7

Sonderregelung für Wehr- oder Wehrersatzdienst-

absolventen

(1) Studienbewerber, die den Wehr- oder Wehrersatzdienst absolviert

haben, werden bevorzugt zugelassen, wenn vor der Einberufung in der

1- etreffenden 7achrichtung Zulassungsbeschränkungen nicht bestanden.

soweit bei bestehenden Zulassungsbeschränkungcn sich die Zulassungs-

aüssichten eines Wehrdienst- oder wehrersatzdienstabsolventen nach

Ableistung des Dienstes gegenüber dem Zeitpunkt der Einberufung ver-

schlechtert haben, soll dieser Nachteil ausgeglichen werden, indem

bei Auswahl der Bewerber nach 5 6 die gemäß § 5 ermittelte Durch-
schnittsnote je nach Dauer des Wehrdienstes um einen Bonus von 0,1 fflr

12 Monate, 0,2 für 1P Monate, 0,3 für 24 Monate und mehr verbessert

wird,

(2) Die gleiche Regelung gilt für den Personenkreis des 5 6 Abs. 2.

5 P
Auswahl der ausländischen Studienbewerber

(1) Ausländische Studienbewerber werden nach Leistungsgesichtspunkten

zugelassen.

(2) Bewerber mit AbschluAzeugnissen deutscher Schulen im Ausland

werden vorrangig berücksichtigt.

(3) Wird die Ausländerquote nicht ausgenutzt, so sind die Plätze

deutschen Bewerbern unter Beachtung des Verhältnisses in 5, 6

zur Verfügung zu stellen.

-7-



5 9
Auswahl nach Sonderfällen

(1) Bewerber, die nach einer abgeschlossenen Berufsausbildung die

Hochschulreife auf dem 2. Bildungsweg erworben haben (Abendschule

und Tagesschule nach abg,eschlossener Berufsausbildung - ) und die

nach §5 5 und 6 nicht berücksichtigt werden, können im Rahmen der

Sonderquote, § 3 Abs. lb, auf besonderen Antrag an den Rektor
zugelassen werden, wenn sie die UniversitMt Bonn mit 1. Präferenz

angegeben haben. Falls die Zahl dieser Bewerber größer als die der

hierfür zur Verfügung stehenden Plt!tze ist, hat der Bewerber mit

dem höheren Lebensalter den Vorrang. Bei Bewerbern mit gleichem

Geburtsjahrgang entscheidet das Los.

(2)Bewerbungsunterlagen für Bewerber des 2.Bildungsweges sind:

tabellarischer Lebenslauf in Maschinenschrift, Ablichtung des

Nachweises der Hochschulberechtigung, Nachweis der abgeschlossenen

Berufsausbildung, ggf. Belege für besondere Verhältnisse.

Im übrigen gilt für die Antragstellung 4 entsprechend.

III,Studienortwechsel

§ 10

(1) Zum zweiten und zu den folgenden Semestern werden grundstzlicb

keine Zulassungen ausgesprochen.

(2) Der Rektor kann auf besonderen Antrag die Zulassung für Bewerber

aussprechen, die die beantragte Studienrichtung bereits an einer

anderen deutschen Hochschule studiert haben, wenn in den jeweiligen

Semestern freie Plätze zur Verfügung stehen. übersteigt die Zahl der

Bewerber die der Plätze, so gibt die im Einzelfall vorliegende be-

sondere Härte den Ausschlag. In den klinischen Semestern bestehen

bei der Humanmedizin keine ZulassungsbeschrnIkungen.

(3) Ein Studienplatztausch ist möglich, wenn beide Bewerber im gleicher

Fachsemester stehen und die gleichen Praktika (Kurse) absolviert

haben.



IV.Entscheidung über den Antrag

§ 11

Verfahren

(1) über die Auswahl der Bewerber gemäß §§ 7 und 1o,sowie über

strittige Fragen bei der Anwendung dieser Satzung entscheiden Zu-

lassungsausschüsse, die von den Fakultäten für die zulassungsbe-

schränkten Fächer einzurichten sind.

(2) über die Auswahl der Bewerber gem. §§ 5, 6 und 9 entscheidet

der Rektor. Im Falle des § 6 Abs. 4 Satz 3 ist vor der Entscheidung
des Rektors der zuständige ZulassungsausschuM zu hMren.

(3) Nicht angenommene Studienplätze verfallen und können nicht

ein nächstes Semester übertragen werden.

(4) Der Rektor benachrichtigt unverzüglich die Bewerber. Bewerber,

deren Zulassungsanträge abgelehnt werden, sind über die Oründe der

Ablehnung unter r ,"itteilung ihres Platzes in der Rangliste der

Bewerber zu unterrichten.

(5) Im Falle einer Nichtannahme oder der Rückgabe eines bereits

zugewiesenen Studienplatzes wird dieser nach Maßgabe dieser Satzunr.

dem auf der Ablehnungsliste der Universität Bonn nach den Listen

gem. §5 5 und 6 nächstfolgenden Bewerber zugewiesen. Berückslchtigt
werden nur solche Bewerber, die die Universität Bonn in 1. Orts-

präferenz und das Fach, für das die Zulassung beantragt wird, in

1.Fachpräferenz genannt haben.

(6) Die Unvollständigkeit von Angaben in den AntrMren gehen bei dar

Aufstellung der Ranglisten zu Lasten des Bewerbers.



(7) Pewerber, deren Reifezeurnis oder vorexamerszeurnis hei der Aus-

fertigung des Antrages auf Zulassunr noch nicht vorlar, rflssen nach

Erhalt des Reifezeugnisses das von der ZR P zugesandte Kontrollhlatt

ergMnzen. Bewerber, deren Reifezeurnis erst nach dem letzten mag der

Rilckgabe der Kontrollblätter an die ZRS vorliegt, kmnnen in dieser

Verfahren nicht beriicksichtigt werden.

(P) Eine Zulassung wird erst rechtskrtlftir, wenn die Kontrolle der

Unterlagen durch die Hochschulverwaltunr die Richtirl'eit der ir An-

trar gerachten Angaben hestPtirt.

(0) Telefonische, schriftlIche oder persMnliche RfIckfraren in Zu-

lassungsangelegenheiten des lauferden Verfahrens kMnnen von der uni-

versitPt oder dem Zulassun-sausschuP nicht beantwortet oder bearbeitet

werden.

12
Inkrafttreter

Diese Satzunm tritt nach VerMffentlichung ir den artlIchen Pekannt-

rachungen der UniversitMt Donn und Aushang in Kraft.

Ponn, den 14. Mttrz 1972 Der ReIrtor der Universitt

41404412/L

Die Satzung wurde durch FrlaR des Ministers .fir 1.71ssenschaft und For-

schung vor 2P.4•1072 -Az.: ITT A 2 43-07/10 Mr. 20r772 f;Ir de

Fticher redizin, Zahnmedizin und rharrazie renehm1.gt.

In den Pdchern Biologie und Psychologie hat der Penat der TTnl.v(—,Itt,

Ponn der Maßgabe den MInl.sters, die nuote in der TlachrIchtunr ic

von 12o auf 15o und in der 7achrichtunr Psychologie von Fo auf 77:' rrc

Ptudienjahr zu erbMhen nicht zurestirrt. TMr diene vachrichturren hat

der Minister Ir 'Tee der Rechtsverordnunr Satzungen erlassen, dle 1 7

lemeinsamen Artsblatt des Kultusrinisters und des "isserschaft -

ministers in Klrze verMffentlicht werden.
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Diplomprüfungsordnung 

für

Geologie und Paläontologie 

in Bonn

§ 1 Zweck und Gliederung der Prüfung

(1) Die Diplomprüfung bildet einen Abschluß des Studiums der Geologie und

Paläontologie.

Der Diplomprüfung geht die Diplom-Vorprüfung voraus.

(2) Durch die Diplom-Vorprüfung soll der Kandidat nachweisen, daß er sich die

Grundlagen der Fächer Geologie und Paläontologie, ein methodisches Instru-

mentarium und eine systematische Orientierung erworben hat, die erforderlich

sind, um das weitere Studium mit Erfolg zu betreiben.

(3) Durch die Diplomprüfung soll festgestellt werden, ob der Kandidat gründliche

Fachkenntnisse auf dem Gebiet der Geologie und Paläontologie erworben hat

und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Methoden selbständig zu ar-

beiten.

§ 2 Diplomgrad

Auf Grund der bestandenen Diplomprüfung wird der akademische Grad 'Diplom-Geologe"

(abgekürzte Schreibweise "Dipl.-Geol.") verliehen.

§ 3 Prüfungen, Studiendauer

(1) Die Diplom-Vorprüfung kann unmittelbar nach dem 4.Semester abgeschlossen

werden. Die Diplomprüfung kann im Anschluß an das 8. Semester abgeschlossen

werden. Der Prüfungsausschuß kann auf Antrag ausnahmsweise einen vorzeitigen

Abschluß der Prüfungen zulassen.
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(2) Die Diplom-Vorprüfung kann in zwei Abschnitten abgelegt werden ; der erste

möglichst nach den betreffenden Praktika.

(3) Die Diplom-Vorprüfung soll spätestens bis zum Ende des 5. Fachsemesters abge-

schlossen sein. Sie gilt in der Regel als erstmals nicht bestanden, wenn die Mel-

dung zum letzten Teil der Diplom-Vorprüfung nicht bis zum Ende des 5. Fachse-

mesters erfolgte.

Kann die Vorprüfung nicht zum vorgesehenen Zeitpunkt abgeschlossen werden,

müssen dem Prüfungsausschuß die Gründe schriftlich angezeigt und glaubhaft ge-

macht werden. Erkennt der Prüfungsausschuß die Gründe an, so wird ein Prüfungs-

termin festgesetzt.

§ 4 Prüfungsausschuß

(1) Für die Organisation der PrWuigen und die durch diese Diplomprüfungsordnung

besonders zugewiesenen Aufgaben ist der Prüfungsausschuß für die Diplomprüfung

in Geologie ind Paläontologie zuständig.

(2) Der Prüfungsausschuß hat 5 Mitglieder.

Die Amtszeit der Mitglieder !Deträgt in der Regel 5 Jahre.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter, die weiteren Mitglieder des Prüfungsausschusses

sowie deren Stellvertreter werde, von der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen

Fakultät der Universität Bonn auf Vorschlag der Prüfungsberechtigten in den ent-

sprechenden Fächern aus dem l<,-eis der Hochschullehrer bestellt.

(4) Der Prüfungsausschuß achtet darauf, daß die Bestimmungen der Prüfungsordnung ein-

gehalten werden. Er berichtet regelmäßig der Fakultät über die Entwicklung der

Prüfungen und Studienzeiten und gibt Anregungen zur Reform der Studienpläne und

Prüfungsordnungen.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, den Prüfungen beizuwohnen.
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§ 5 Prüfungskommission

(1) Der Prüfungsausschuß bestellt die Prüfer und die Beisitzer. Er kann die Bestellung

dem Vorsitzenden übertragen. Zum Prüfer kann grundsätzlich bestellt werden,wer

in dem der Prüfung vorausgehenden Studienabschnitt eine eigenverantwortliche Lehr-

tätigkeit ausgeübt hat. Alle Prüfer, die an der Prüfung eines Kandidaten beteiligt

sind, bilden eine Prüfungskommission. Vorschlägen des Kandidaten für die Bestellung

der Prüfer soll nach Möglichkeit entsprochen werden. Der Vorsitzende des Prüfungs-

ausschusses sorgt dafür, daß dem Kandidaten die Namen der Prüfer rechtzeitig be-

kanntgegeben werden.

(2) Mündliche Prüfungen sollen grundsätzlich vor mehreren Mitgliedern der Prüfungs-

kommission (Kollegialprüfung) als Gruppenprüfung abgelegt werden. Hierbei wird

jeder Kandidat in einem Prüfungsfach nur von einem Prüfer geprüft. Findet die Prü-

fung nicht als Kollegialprüfung statt, so ist sie in Gegenwart eines Beisitzers durch-

zuführen.

1. Diplom-Vorprüfung

§ 6 Zulassung

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Diplom-Vorprüfung ist schriftlich zu stellen.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. ein Lebenslauf,

2. das Reifezeugnis oder ein von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig
anerkanntes Zeugnis,

3. das Studienbuch bzw. entsprechende Unterlagen,

4. Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an folgenden Übungen (bzw.Praktika)
gemäß Studienordnung und Studienplan:

a) eine Geologische Einführungsübung,

b) eine Geologische Kartenübung,

c) eine Übung zur Allgemeinen Mineralogie,

d) eine Übung zur Speziellen Mineralogie,

e) eine Kristalloptische Übung,
4



f) je ein Praktikum in zwei der in § 9 Abs. 2 Ziff. 3 genannten Fächer,

g) ein Praktikum in einem der in § 9 Abs. 2 Ziff. 4 genannten Fächer;

5. :qin ..oriierungsbericht und ein Exkursionsbericht als Nachweis über erfolgreiche

Teilnahme an geologischen Geländeübungen und Exkursionen gemäß Studienordnung

und Studienplan,

6. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat bereits eine Diplom-Vorprüfung oder

eine Diplomprüfung in derselben Fachrichtung nicht bestanden hat,

7. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat einer Zulassung von Studenten, die

sich zur gleichen Prüfung gemeldet haben, als Zuhörer bei mündlichen Prüfungen

widerspricht.

(3) Kann ein Kandidat ohne sein Verschulden die erforderlichen Unterlagen gemäß Abs. 2

nicht in der vorgeschriebenen Weise beibringen, so kann der Prüfungsausschuß ihm

gestatten, die Nachweise auf andere Art zu führen.

(4) Der Kandidat muß mindestens für das letzte Semester vor der Diplom-Vorprüfung

an der hiesigen Universität eingeschrieben gewesen sein.

§ 7 Anrechnung von Studienleistungen

(1) Einschlägige Studiensemester an wissenschaftlichen Hochschulen im Geltungsbereich

des Grundgesetzes und dabei erbrachte Studienleistungen werden angerechnet.

(2) Studiensemester an anderen wissenschaftlichen Hochschulen und dabei erbrachte ein-

schlägige Studienleistungen v\.erden vom Prüfungsausschuß angerechnet, sofern ein

gleichwertiges Studium nachgewiesen wird. Die Gleichwertigkeit wird durch die von

der Kultusministerkonferenz ur d der Westdeutschen Rektorenkonferenz gebilligten

Aq-  uivalenzvereinbarungen fes- gestellt. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit kann

die Zentralstelle für ausländis hes Bildungswesen gehört werden.

(3) Studiensemester in benachbarten Fachrichtungen und dabei erbrachte Studienleistungen

können auf Antrag des Kandidaten vom Prüfungsausschuß ganz oder teilweise ange-

rechnet werden, sofern ein gleichwertiges Studium nachgewiesen wird.

5



5

§ 8 Zulassungsverfahren

(1) Auf Grund der eingereichten Unterlagen entscheidet der Vorsitzende des Prüfungs-

ausschusses über die Zulassung.

(2) Die Zulassung darf nur versagt werden, wenn

a) die Unterlagen unvollständig sind oder

b) die für die Zulassung im übrigen festgelegten Voraussetzungen nicht erfüllt
sind oder

c) der Kandidat die Diplom-Vorprüfung oder die Diplomprüfung in der Fachrichtung
Geologie und Paläontologie an einer wissenschaftlichen Hochschule im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes endgültig nicht bestanden hat.

§ 9 Umfang und Art der Diplom-Vorprüfung

(1) Die Diplom-Vorprüfung wird mündlich durchgeführt.

(2) Prüfungsfächer sind:

1. Grundzüge der Geologie und Paläontologie (als ein Fach),

2. Grundzüge der Mineralogie und Petrologie (als ein Fach),

3. nach Wahl des Kandidaten Grundzüge der Experimentalphysik oder der
Anorganischen Chemie oder der Mathematik,

4. nach Wahl des Kandidaten Grundzüge der Zoologie oder der Botanik oder der
Physischen Geographie oder eines weiteren Faches aus Ziff. 3.

(3) Die Prüfungsleistungen der Diplom-Vorprüfung oder jeden Teilabschnitts sollen inner-

halb einer Woche erbracht werden.

§ lo Durchführung der mündlichen Diplom-Vorprüfung

(1) Die Dauer der mündlichen Prüfung soll für jeden Kandidaten und jedes Prüfungsfach

etwa 3o Minuten betragen.

(2) Die Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung in den einzelnen Fächern sind in einem

Protokoll festzuhalten.

6
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(3) Bei den mündlichen Prüfungen sind Studenten, die sich zur gleichen Prüfung gemeldet

haben, als Zuhörer zuzulassen, sofern der Kandidat der Zulassung von Zuhörern nicht

widersprochen hat. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Bekanntgabe des

Prüfungsergebnisses an den Kandidaten.

§ 11 Bewertung der Vorprüfungsleistungen

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsfächer werden von dem jeweiligen Prüfer

festgesetzt. Dabei können die für die Diplom-Vorprüfung notwendigen Leistungs-

nachweise berücksichtigt werden.

Für die Bewertung der Leistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1 = sehr gut; 2 = gut; 3 = befriedigend; 4 = ausreichend;

5 = nicht ausreichend.

Zur differenzierteren Bewertung der Leistungen können die Notenziffern um 0,3

erniedrigt oder erhöht werden.

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn sämtliche Fachnoten mindestens "ausreichend"

(bis 4,3) sind.

(3) Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durchschnitt der Fachnoten in den einzelnen

Prüfungsfächern.

Die Gesamtnote einer bestandenen Prüfung lautet:

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5 gut

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5 befriedigend

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,3 bestanden.

§ 12 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Die Prüfung gilt unbeschadet der Regelung nach § 3 Abs. 3 auch dann als nicht be-

standen, wenn der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht

erscheint oder wenn er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung

zurücktritt.



(2) Die für den Rücktritt oder die Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem

Prüfungsausschuß unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden.

Bei Krankheit des Kandidaten kann der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Vor-

lage eines ärztlichen Attestes verlangen. Erkennt der Vorsitzende des Prüfungsaus-

schusses die Gründe an, so wird ein neuer Termin anberaumt. Die bereits vorliegenden

Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Die Prüfung kann vom Prüfungsausschuß ganz oder teilweise als nicht bestanden

erklärt werden, wenn der Kandidat eine Täuschungshandlung begangen oder sich eines

Verstoßes gegen die Ordnung während der Prüfung schuldig gemacht hat.

(4) Ablehnende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind dem Kandidaten unverzüglich

schriftlich mitzuteilen und zu begründen.

§ 13 Wiederholung der Diplom-Vorprüfung

(1) Die Prüfung kann jeweils in den Fächern, in denen sie wegen "nicht ausreichender"

Leistungen nicht bestanden ist, wiederholt werden. Gilt die Prüfung als nicht be-

standen (§ 12), so entscheidet die Prüfungskommission, in welchem Umfang die Prüfung

zu wiederholen ist.

(2) Die Frist, innerhalb der die Wiederholungsprüfung abzulegen ist, bestimmt der Prüfungs-

ausschuß.

(3) Eine zweite Wiederholung desselben Prüfungsfaches, desselben Prüfungsabschnittes oder

der ganzen Diplom-Vorprüfung ist nur in Ausnahmefällen zulässig. Über Anträge auf

Zulassung zu einer zweiten Wiederholungsprüfung entscheidet der Prüfungsausschuß.

§ 14 Zeugnis

(1) über die bestandene Vorprüfung ist innerhalb von 4 Wochen ein Zeugnis auszustellen,

das die in den Einzelfächem erzielten Noten und die Gesamtnote enthält. Das Zeugnis

ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen.
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(2) Ist die Vorprüfung nicht bestanden, oder gilt sie als nicht bestanden, so erteilt der

Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen Be-

scheid, der auch darüber Auskunft gibt, in welchem Umfang und gegebenenfalls inner-

halb welcher Frist die Vorprüfung wiederholt werden kann.

(3) Der Bescheid über die endgültig nicht bestandene Prüfung ist mit einer Rechtsbehelfs-

belehrung zu versehen.

11. Diplomprüfung 

§ 15 Zulassung

(1) Zur Diplomprüfung wird zugelassen, wer

1. die Diplom-Vorprüfung bestanden hat,

2. anschließend in der Regel mindestens 3 Semester studiert hat,

3. die erfolgreiche Teilnahme an folgenden Lehrveranstaltungen gemäß Studien-
ordnung und Studienplan nachweist:

a) eine Übung in Allgemeiner Geologie,

b) eine Übung in Regionaler und Historischer Geologie,

c) eine Übung in Angewandter Geologie,

d) zwei Übungen in Palöontologie,

e) zwei Übungen in Petrologie,

f) eine Übung in Lagerstättenlehre,

9) eine Übung in dem in § 17, Abs. 2, Ziff. 4 gewählten Prüfungswahlfach,

4. ein weiterer Kartierungsbericht und ein weiterer Exkursionsbericht als Nachweis

für die erfolgreiche Teilnahme an geologischen Geländeübungen und Exkursionen

gemäß Studienordnung und Studienplan,

5. eine außerhalb der Hochschule geleistete praktische geologische oder geologienahe

Tätigkeit von mindestens 2 Monaten nachweist.
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(2) Für die Zulassung Ziii Dipjontprüfung gelt an § 6 und § 8 entsprechend. Dem

Antrag auf Zulassur dus Ze•ignis über die Diplom-Vorprüfung und Unterlagen

zum Nachweis der in z bs. 1 -.;.:führten Zulassungsvoraussetzungen beizufügen.

§ 16 Ahrechrl - i- ?en Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Diplom-Vorprüfunscin, di ein Kandidat an wissenschaftlicher Hochschulen im

Geltungsbereich chs Grundgesetzes in der Fachrichtung GeoLogie-Palöontologie

bestanden hat, ,verden angerechnet.

(2) Vorprüfungen, die ein Kandidat an anderen wissenschaftlichen Hochschulen in der

Fachrichtung Geologie-Paläontologie bestanden hat, werden angerechnet, sofern

Gleichwertigkeit besteht. Die Gleichwertigkeit wird durch die v,)n Kultusminister-

konferenz und Westdeutscher Rektorenkonferenz gebilligten Äquivalen2.-vereinbarum- c-

festgestellt. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit kann die Zenhalstelle für aus-

ländisches Bildungswesen gehört werden.

(3 ) Vorprüfungen, die ein Kandidat an wissenschaftlichen Hochschule-1 in vergleich-

barer oder benachbarter Fachrichtung bestanden hat, können auf Jltrog der Kan-

didaten vom Prüfungsausschuß ganz oder teilweise angerechnet werden.

(4) Bezüglich der Anrechnung von Studienleistungen gilt § 7 entsprech end.

§ 17 Umfang und Art der Prüfung

(1) Die Diplomprüfung besteht aus:

a) den mündl dien Prüfungen,

b) der selbstän.iigen geologischen Kartierung (Geländearbeit),

c) der Diplorprzbeit.

Die mündlichen Prü (a) sind in der Regel vor der Diplomarbeit (c) abzulegen.

Die selbständige gec logische Kartierung (Geländearbeit) (b) kann mit Diplomarbeit

(c) komDiniert werden.

- lo -
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(2) Prüfungsfächer der mündlichen Prüfungen sind :

1. Geologie

2. Paläontologie,

3. Petrologie,

4. nach Wahl des Kandidaten Bodenkunde oder ein anderes naturwissenschaftliches
Fach oder mit Genehmigung des Prüfungsausschusses ein anderes Fach, sofern
es mit der Geologie oder Paläontologie in sinnvollem oder zweckmäßigem
Zusammenhang steht.

5. Zusatzfächer siehe § 19

Lagerstättenkunde geologischer Richtung wird unter Ziffer 1,
Lagerstättenkunde mineralogischer Richtung wird unter Ziffer 3 mitgeprüft
und bei dem entsprechenden Fach im Zeugnis genannt.

§ 18 Durchführung der mündlichen Diplomprüfung

§ lo gilt entsprechend. Die Prüfungsdauer beträgt in jedem Prüfungsfach 3o Minuten

und kann mit Einwilligung des Kandidaten auf 45 Minuten ausgedehnt werden.

§ 19 Zusatzfächer

(1) Der Kandidat kann sich in weiteren als den vorgeschriebenen Fächern einer Prüfung

unterziehen (Zusatzfächer).

(2) Das Ergebnis der Prüfung in diesen Fächern wird auf Antrag des Kandidaten in

das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit

einbezogen.

§ 2o Selbständige geologische Kartierung (Geländearbeit)

Durch die selbständige geologische Kartierung (Geländearbeit) soll der Kandidat nach-

weisen, daß er geologische Geländebefunde kartographisch darzustellen und auszu-

werten versteht.

§ 21, Abs. 3, 4 und 6, sowie § 22, Abs.2 finden entsprechende Anwendung.



§ 21 Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, daß der Kandidat in der Lage ist, ein Problem

der Geologie bzw. Paläontologie selbständig nach wissenschaftlichen Methoden

zu belsbeiten. Das Thema muß so beschaffen sein, daß es innerhalb der vorge-

sehen(A Frist bearbeitet werden kann.

(2) Das TUsia für die Diplomarbeit kann erst nach der Zulassung des Kandidaten

zur PriPung ausgegeben werden.

(3) Die Diplomarbeit kann von jedem Hochschullehrer der Geologie und Paläontologie

ausgegeben und betreut werden; die Ausgabe erfolgt über den Vorsitzenden des

Prüfungsausschusses. Dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, für das Thema

Vorschläge zu machen. Die Diplomarbeit darf in Ausnahmefällen mit Zustimmung

des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses in einem anderen, fachverwandten Institut

innerhalb oder außerhalb der Hochschule ausgeführt werden, wenn sie dort von

einem Hochschullehrer betreut werden kann.

(4) Auf Antrag sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, daß ein Kandidat

zum vorgesehenen Zeitpunkt das Thema einer Diplomarbeit erhält.

(5) Die Zeit von der Themenstellung bis zur Ablieferung der Arbeit soll 6 Monate

nicht überschreiten. Auf Antrag des Aufgabenstellers kann der Prüfungsausschuß

die Bearbeitungszeit in Ausnahmefällen auf insgesamt 12 Monate verlängern. Das

Thema kann nur einmal und nur aus triftigen Gründen und mit Einwilligung des

Vorsitzen endes Prüfungsausschusses zurückgegeben werden.

(6) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat der Kandidat schriftlich zu versichern, daß

er die Arbeit selbständig verfaßt und keine anderen als die angegebenen Quellen

und Hilfsmittel benutzt hat.
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§ 22 Annahme und Bewertung der Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit ist fristgemäß beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses abzu-

liefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen.

(2) Die Diplomarbeit ist von dem Hochschullehrer, der die Arbeit ausgegeben hat,

und von einem zweiten, vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu bestimmenden

Gutachter zu beurteilen. Einer der Gutachter muß ordentlicher Lehrstuhlinhaber sein.

Bei nicht übereinstimmender Beurteilung entscheidet die Prüfungskommission über die

endgültige Bewertung.

§ 23 Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Für die Bewertung der Leistungen in den einzelnen Prüfungsfächern, der selbstän-

digen geologischen Kartierung (Geländearbeit), der Diplomarbeit und für die Bil-

dung der Gesamtnote gilt § 11 entsprechend.

Die Diplomprüfung ist auch dann nicht bestanden, wenn die Diplomarbeit oder die

geologische Kartierung (Geländearbeit) mit der Note "nicht ausreichend" bewertet

worden ist.

(2) Bei der Bildung der Gesamtnote wird die Diplomarbeit doppelt bewertet, sofern

sie mit der selbständigen geologischen Kartierung (Geländearbeit) kombiniert ist.

Andernfalls werden selbständige geologische Kartierung (Geländearbeit) und Diplom-

arbeit jeweils einfach bewertet.

§ 24 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

Die Diplomprüfung gilt auch dann als nicht bestanden, wenn die Diplomarbeit nicht

fristgemäß abgeliefert wird. I m übrigen gilt § 12 entsprechend.
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§ 25 Wiederholung der Diplomprüfung

(1) Die Prüfungen in den einzelnen Fächern, die Diplomarbeit und die geologische

Kartierung können bei "nicht ausreichenden" Leistungen einmal wiederholt werden.

§ 13,Abs. 2,bzw. § 21, Abs. 3 bis 6, und §§ 2o, 22 gelten für die Wiederholung

entsprechend; eine Rückgabe des Themas der Diplomarbeit ist jedoch nicht

zulässig.

(2) Gilt die Prüfung in einzelnen Fächern als nicht bestanden oder wird sie als nicht

bestanden erklärt, so entscheidet der Prüfungsausschuß, in welchem Umfang die

Prüfung in einzelnen Fächern oder ob sie in allen Teilen zu wiederholen ist. Gilt

die Diplomprüfung als nicht bestanden, weil die Diplomarbeit nicht fristgemäß

abgeliefert wurde, so erhält der Kandidat ein neues Thema; eine Rückgabe des

Themas ist nicht zulässig.

(3) Eine zweite Wiederholung der Diplomarbeit ist ausgeschlossen. Eine zweite Wieder-

holung der übrigen Prüfungsleistungen ist nur möglich, wenn der Kandidat in min-

destens einem Fach die Note "ausreichend" erhalten hat. Abs. 2, Satz 1, gilt

entsprechend.

§ 26 Zeugnis

0) Hat ein Kandidat die Diplomprüfung bestanden, so erhält er über die Ergebnisse

ein Zeugnis. § 1 4, Abs.1 und 2, gilt entsprechend. Als Datum des Zeugnisses

ist der Tag anzugeben, an dem alle Prüfungsleistungen erfüllt sind.

(2) Der Bescheid über die endgültig nicht bestandene Prüfung ist mit einer Rechts-

behelfsbelehrung zu versehen.
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§ 27 Diplom

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird dem Kandidaten ein Diplom mit dem Datum

des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des akademischen Grades

"Diplom-Geologe" beurkundet.

(2) Das Diplom wird von dem Dekan und dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses

unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät versehen.

§ 28 Ungültigkeit der Diplom-Vorprüfung und der Diplomprüfung

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach

der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuß nachträg-

lich die Gesamtnote entsprechend berichtigen oder die Prüfung für nicht bestanden

erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung einer Prüfung nicht erfüllt, ohne daß

der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aus-

händigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der

Prüfung geheilt. Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so

entscheidet der Prüfungsausschuß unter Beachtung der allgemeinen verwaltungsrecht-

lichen Grundsätze über die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte.

(3) Ist das Nichtbestehen der Prüfung festgestellt, so ist das unrichtige Prüfungszeugnis

einzuziehen. Eine Entscheidung nach Abs. 1 und Abs. 2, Satz 2, ist nach einer

Frist von 5 Jahren ab dem Datum des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.

§ 29 Aberkennung des Diplomgrades

Die Entziehung des akademischen Diplomgrades richtet sich nach den gesetzlichen Be-

stimmungen.
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§ 3o Inkrafttreten

Die Prüfungsordnung tritt mit dem Tage der Genehmigung durch den zuständigen

Minister in Kraft.

§ 31 Übergangsbestimmungen

(1) Für die Studienanfänger gilt diese Prüfungsordnung vom Zeitpunkt ihres Inkraft-

tretens.

(2) Diejenigen Kandidaten, die sich bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung im

Studienabschnitt vor der Diplom-Vorprüfung befinden, haben die Wahl, sich in

der Diplom-Vorprüfung nach der bisherigen oder der vorliegenden Diplomprüfungs-

ordnung prüfen zu lassen. Für die Diplom-Hauptprüfung gilt für diese Kandidaten

die vorliegende Prüfungsordnung.

(3) Diejenigen Kandidaten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegenden

Diplomprüfungsordnung die Diplom-Vorprüfung abgeschlossen haben, können sich

in der Diplomprüfung nach der bisherigen oder der vorliegenden Diplomprüfungs-

ordnung prüfen lassen.

(4) Ausnahmen von diesen Übergangsbestimmungen genehmigt in besonderen Fällen

auf Antrag des Kandidaten der Prüfungsausschuß.

Genehmigt mit Erlaßdes Ministers fit Wissenschaft und Forschung

vom 12.10.1971 - I B 5 43-15/2/3 -

Veröffentlicht im Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums

und des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung

des Landes Nordrhein-Westfalen,

Ausgabe A, 23.Jahrgang, Düsseldorf, Dezember 1971, Nummer 12,S.64o-643
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